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Antrag 
der Abgeordneten Katja Dörner, Beate Walter-Rosenheimer, Annalena Baerbock, 
Ulle Schauws, Dr. Anna Christmann, Kai Gehring, Erhard Grundl, Dr. Kirsten 
Kappert-Gonther, Maria Klein-Schmeink, Kordula Schulz-Asche, Margit Stumpp, 
Corinna Rüffer und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  

Kinder- und Jugendhilfe – Beteiligungsrechte stärken, Beschwerden erleichtern 
und Ombudschaften einführen  

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 
 
Die Kinder- und Jugendhilfe unterstützt Kinder, Jugendliche und ihre Familien 
auf dem Weg ins Erwachsenenleben. Ob Kindertagesbetreuung, Jugendarbeit, die 
Hortbetreuung oder Hilfen zur Erziehung: fast alle Kinder und Jugendlichen kom-
men im Laufe ihres Lebens damit in Berührung. Jeder junge Mensch hat ein Recht 
auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigenverantwortli-
chen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. Junge Menschen sind also nicht 
nur Empfänger von Leistungen, sondern haben eigene Rechte. Diese leiten sich 
vor allem aus der UN-Kinderrechtskonvention ab; die meisten Kinderrechte sind 
im Sozialgesetzbuch VIII formuliert. So sind Kinder und Jugendliche auch „an 
allen sie betreffenden Entscheidungen der öffentlichen Jugendhilfe zu beteiligen“ 
(§8). Allerdings haben Minderjährige bislang kein eigenständiges Antragsrecht 
auf Leistungen des SGB VIII beispielsweise im Bereich der Hilfen zur Erziehung 
(§ 27 SGB VIII) und bei dem Recht auf Beratung (§8 Absatz 3 SBG VIII). Auch 
haben Kinder, Jugendliche und ihre Eltern kaum Möglichkeiten, per Beschwerde 
gegen Verletzungen ihrer Rechte vorzugehen.  
Bislang gibt es bei öffentlichen Trägern der Kinder- und Jugendhilfe - kommunale 
Jugendämter und Landesjugendämter – keinen strukturierten Umgang mit Be-
schwerden oder Kritik. Zwar sind Beschwerdemöglichkeiten im Rahmen von 
Verwaltungsverfahren möglich, doch diese Wege sind relativ schwierig, sie wer-
den nicht bekannt gemacht oder offensiv angeboten, es gibt keine transparenten 
und einheitlichen Verfahren und es fehlt an systematischer Auswertung. Klare 
Prozesse und festgelegte Zuständigkeiten im Umgang mit Beschwerden oder Ver-
besserungsvorschlägen kann die Qualität der Arbeit der Jugendämter weiter ver-
bessern. Damit ein solches Beschwerdesystem erfolgreich ist, müssen auch Kin-
der und Jugendliche wissen, wann, wie und wo sie sich an jemanden wenden kön-
nen. Ist das Beschwerdeverfahren erst einmal etabliert, wird dadurch das Ver-
trauen in Jugendämter gestärkt und die Zusammenarbeit mit den Hilfesuchenden 
besser.  

V
orabfassung - w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt. 



Drucksache 19/7921 – 2 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 
 
 
Kinder und Jugendliche, die in Heimen oder Wohngruppen leben, brauchen mehr 
als ein funktionierendes Beschwerdemanagement im Jugendamt. Sie brauchen ei-
nen besonderen Schutz, da sie in einer besonderen Abhängigkeit von ihren Be-
treuungspersonen leben. Wenn sie in ihren Rechten verletzt werden, müssen sie 
sich an unabhängige Ansprechpersonen und Anlaufstellen wenden können. Häu-
fig haben sie nur begrenzte Einwirkungsmöglichkeiten auf den Alltag und die 
Vorgänge in Einrichtungen. Daher sehen sich viele Kinder und Jugendliche oft 
nicht in der Lage, über bestimmte Missstände und Grenzverletzungen zu spre-
chen. Zwar sind unter dem Druck der öffentlichen Debatte über die Misshandlung 
von Heimkindern in den 50er und 60er Jahren und von Fällen sexualisierter Ge-
walt in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, in den letzten Jahren in vielen 
Heimen und Wohngruppen Beteiligungs- und Beschwerdeverfahren eingerichtet 
worden, diese Verfahren beruhen jedoch oftmals auf freiwilligen Entscheidungen 
der Einrichtungen und Träger. Um die in der UN-Kinderrechtskonvention ver-
brieften und im SGB VIII formulierten Beteiligungsrechte umzusetzen, muss eine 
beteiligungsorientierte und beschwerdeoffene Einrichtungskultur entwickelt und 
gefördert werden.  
Mit dem Bundeskinderschutzgesetz ist dieser Weg bereits eingeschlagen: Die Er-
teilung einer Betriebserlaubnis, ist seit Beginn des Jahres 2012 davon abhängig, 
dass es in der Einrichtung geeignete Verfahren zur Beteiligung und Beschwerde 
gibt. Doch bislang gilt diese Regelung nur für neu eröffnete Einrichtungen. Um 
allen Kindern und Jugendlichen in ihren Rechten gleichermaßen gerecht zu wer-
den, muss diese Regelung auch für bestehende Einrichtungen erweitert werden.  
Die Kinder- und Jugendhilfe in Deutschland ist ein hochentwickeltes professio-
nelles Feld und verfügt über eine gute bundeseinheitliche Gesetzgebung mit flä-
chendeckenden Angeboten und individuellen Rechtsansprüchen auf Hilfe und 
Unterstützung. Die Erfahrung im Alltag der Jugendhilfe zeigt jedoch, dass Rechte 
und Ansprüche von jungen Menschen und ihren Familien nicht immer erfüllt wer-
den. Das Verhältnis zwischen Jugendamt und den Kindern, Jugendlichen und Fa-
milien, die die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe nutzen, ist strukturell 
durch ein Machtungleichgewicht geprägt: Jugendämter beraten und entscheiden 
zugleich. MitarbeiterInnen des Jugendamts sind meist nicht nur fachlich überle-
gen, sie bestimmen auch über die Interpretation vieler unbestimmter Rechtsbe-
griffe und haben Spielraum in ihrem individuellen Ermessen. Das System der Ju-
gendhilfe arbeitet für die Interessen von Kindern und Jugendlichen und nicht ge-
gen sie. Dennoch kommt es immer wieder zu Konflikten: Es gibt Auseinanderset-
zungen um konkrete Leistungserbringung, es gibt Kinder und Familien, deren in-
dividuelle Rechtsansprüche nicht erfüllt werden und es gibt fachliche Verfehlun-
gen in der Erbringung von Leistungen bis hin zu Verstößen gegen die Würde der 
Betroffenen sowohl von Seiten öffentlicher als auch freier Träger. Zwar bestehen 
rechtliche Mittel des Widerspruchs oder der Klage, doch oft sind hilfebedürftige 
Personen, die mit Entscheidung der Jugendämter nicht einverstanden sind, nicht 
in der Lage, diesen Rechtsweg zu gehen. Mitunter kennen sie ihre Rechte nicht, 
können fachliche Entscheidungen nicht beurteilen, sind emotional nicht in der 
Lage Konflikte auszutragen oder können sich schlicht keine Anwältin leisten.  
Das heißt, Kinder, Jugendliche und hilfebedürftige Familien können ihre Rechte 
oft gar nicht erst in Anspruch nehmen, weil sie sie nicht kennen oder weil ihnen 
die Mittel dafür fehlen. An dieser Stelle können Ombudschaften unterstützen: 
Ombudschaften klären unabhängig über rechtliche Sachlagen, Einzelansprüche 
und Optionen auf und können gegenüber dem Jugendamt bzw. Jugendhilfeträger 
vermitteln. Im Einzelfall können sie organisatorisch bei der Kontaktaufnahme zu 
einem Rechtsbeistand behilflich sein und die Betroffenen in einem eventuellen 
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Gerichtsverfahren unterstützen. Ombudschaften helfen strukturelle Machthierar-
chien und -asymmetrien auszugleichen und eine gerechte Einigung bei Streitfra-
gen zu erreichen.  
 
II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
 

1. im Sozialgesetzbuch VIII einen Rechtsanspruch auf unabhängige und 
fachlich nicht weisungsgebundene Ombudschaften festzuschreiben. An 
diese sollen sich junge Menschen und ihre Familien zur allgemeinen Be-
ratung sowie Vermittlung und Klärung von Konflikten im Zusammen-
hang mit Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe nach § 2 SGB VIII und 
deren Wahrnehmung durch die öffentliche und freie Jugendhilfe wenden 
können; 

2. Beteiligungs- und Beschwerdeverfahren in allen Einrichtungen der Kin-
der- und Jugendhilfe als Teil der gesetzlich geforderten Qualitätsent-
wicklung verpflichtend zu machen und die Umsetzung der Verfahren 
überprüfen zu lassen; 

3. Kinder und Jugendliche in Ergänzung zu den Personensorgeberechtigten, 
zu eigenständigen Leistungsberechtigten im Sozialgesetzbuch VIII zu 
machen. Dies ist insbesondere für Leistungen im Bereich der Hilfen zur 
Erziehung (§ 27 SGB VIII) und bei dem Recht auf Beratung ohne Kennt-
nis der Personensorgeberechtigten (§8 Absatz 3 SBG VIII) relevant.  

 

Berlin, den 19. Februar 2019 

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion 
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